
Kleine Anfrage
der Abgeordneten Kathrin Vogler, Susanne Ferschl, Gökay Akbulut, Matthias W. 
Birkwald, Nicole Gohlke, Ates Gürpinar, Pascal Meiser, Sören Pellmann, Heidi 
Reichinnek, Dr. Petra Sitte, Jessica Tatti und der Fraktion DIE LINKE.

Beitragsbemessungsgrenze in der Kranken- und Pflegeversicherung

Die Finanzen in der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) und der sozialen 
Pflegeversicherung (SPV) sind wenigstens mittelfristig unter Druck. Forderun-
gen nach Leistungskürzungen lehnt der Bundesminister für Gesundheit, 
Dr. Karl Lauterbach, nach Ansicht der Fragestellenden zu Recht ab. Teilweise 
wird dieses Versprechen jedoch auch nicht eingehalten, denn die Erhöhungen 
der Pflegesachleistungen und des Pflegegeldes durch das Pflegeunterstützungs- 
und Entlastungsgesetz (PUEG) halten mit der Inflation nicht Schritt, de facto 
finden hier also durch den Realwertverlust Kürzungen bereits statt.
Daher stellt sich umso drängender die Frage, was auf der Einnahmeseite passie-
ren muss, um die Finanzierung der notwendigen Leistungen zu gewährleisten. 
Forderungen nach einer pauschalen Erhöhung des Bundeszuschusses erteilt der 
Bundesminister der Finanzen, Christian Lindner, regelmäßig eine Absage, 
ebenso einer Senkung der Mehrwertsteuer auf Arzneimittel. Selbst die im 
Koalitionsvertrag verabredete regelhafte Dynamisierung des Bundeszuschusses 
sowie die ebenfalls vereinbarten höheren Beiträge für Beziehende von Arbeits-
losengeld II sind bislang weder erfolgt noch absehbar, noch würden diese Mit-
tel ausreichen, wenn sie denn erfolgten. Die Fragestellenden ziehen daraus den 
Schluss, dass an einer finanziellen Konsolidierung der Kranken- und Pflegever-
sicherung innerhalb des Beitragssystems kein Weg vorbeiführt.
Innerhalb des Beitragssystems gibt es zwei Möglichkeiten, höhere Einnahmen 
zu generieren. Erstens durch Beitragssatzerhöhungen; dies belastet vor allem 
kleine und mittlere Einkommen. Die zweite Möglichkeit wäre, die Bemes-
sungsgrundlage zu erweitern, also weitere bisher beitragsfreie Einkommen mit 
einer Beitragspflicht zu versehen.
Hierbei bietet sich nach Ansicht der Fragestellenden insbesondere eine Erhö-
hung oder Abschaffung der Beitragsbemessungsgrenze an. Denn die Beitrags-
bemessungsgrenze widerspricht dem Solidaritätsgrundsatz in der Kranken- und 
Pflegeversicherung, wonach Gutverdienende mehr beitragen sollen als Gering-
verdienende. Durch die Beitragsbemessungsgrenze muss allerdings für den Teil 
der Einkommen, die derzeit 4 987,50 Euro brutto monatlich übersteigen, gar 
kein Beitrag mehr gezahlt werden. Je deutlicher das persönliche Einkommen 
diese Grenze übersteigt, desto mehr profitiert man von ihr.
Diese Stärkung des Solidaritätsgedankens könnte nach Auffassung der Frage-
stellenden gleichzeitig deutlich zur Finanzierung beitragen und damit den an-
sonsten notwendigen Beitragssatzanstieg dämpfen oder sogar beitragssatzsen-
kend wirken. Verkürzt gesagt: Dadurch, dass hohe Einkommen mit demselben 
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Beitragssatz belegt werden wie gewöhnliche Einkommen, könnte der Beitrags-
satz niedriger ausfallen und damit auch die Belastung niedriger und mittlerer 
Einkommen.
In einem Gutachten haben Dr. Heinz Rothgang und Dominik Domhoff auf Ba-
sis von Daten von 2019 berechnet, wie sich die Anhebung oder die Abschaf-
fung der Beitragsbemessungsgrenze auf den Beitragssatz auswirken würden. 
Für die Krankenversicherung kommen sie bei einer Anhebung auf die Beitrags-
bemessungsgrenze auf die Höhe der Beitragsbemessungsgrenze der Rentenver-
sicherung auf eine Absenkung des Beitragssatzes um 0,8 Prozentpunkte. Bei 
einer Abschaffung beträgt diese mögliche Absenkung sogar 1,5 Prozentpunkte 
(vgl. Rothgang/Domhoff, www.linksfraktion.de/fileadmin/user_upload/PDF_D
okumente/2021/210628_Einfu__hrung_einer_Solidarischen_Gesundheits-_un
d_Pflegeversicheru...__ohne_k.pdf , S. 20, Tabelle 8). Ähnliche, sogar deutlich 
höhere Ergebnisse erzielt das arbeitgebernahe Institut der deutschen Wirtschaft 
(IW), das ebenfalls auf Grundlage von Zahlen von 2019 für eine Erhöhung der 
Beitragsbemessungsgrenze auf Rentenversicherungsniveau 15,7 Mrd. Euro 
Mehreinnahmen prognostiziert, was einer möglichen Beitragssatzreduzierung 
ähnlicher Höhe wie bei Rothgang und Domhoff für die Abschaffung der Bei-
tragsbemessungsgrenze entsprochen hätte. Bei einer Verdopplung der Beitrags-
bemessungsgrenze wären sogar 20,9 Mrd. Euro zu erzielen (vgl. www.versiche
rungsbote.de/id/4910953/Anhebung-der-Beitragsbemessungsgrenze-wurde-Kra
nkenkassen-Milliarden-an-Mehreinnahmen-bescheren/). Diese Ergebnisse 
zeigen im Übrigen, dass unterm Strich durch die Beitragssatzsenkung auch die-
jenigen profitieren würden, deren Einkommen die alte Beitragsbemessungs-
grenze nur moderat übersteigt.
Die Hälfte dieser Beitragssatzsenkung würde den Versicherten, die andere Hälf-
te ihren Arbeitgeberinnen und Arbeitgebern zugutekommen. Ebenso gilt die 
hälftige Aufteilung für die Erhöhung der Beiträge von Gutverdienenden. Dem-
entsprechend würden auch die Arbeitgeberanteile in den meisten Beschäfti-
gungsverhältnissen sinken, nur bei Gutverdienenden würde der Arbeitgeberan-
teil steigen.
Gerade erst hat die Koalition das Instrument der Beitragssatzerhöhung mit dem 
PUEG genutzt, um über 6 Mrd. Euro Mehreinnahmen in der Pflegeversiche-
rung zu erzielen. Es ist nach Ansicht der Fragestellenden aber absehbar, dass 
dies nicht lange ausreichen wird; deshalb plant das Bundesministerium für Ge-
sundheit (BMG), bis Mai 2024 Empfehlungen für die weitere Finanzierung der 
Pflegeversicherung vorzulegen. Bis 31. Mai 2023 bereits wollte die Bundes-
regierung Ähnliches für die Krankenversicherung tun.
Zur Beitragsbemessungsgrenze ist im Koalitionsvertrag nichts vereinbart.

Wir fragen die Bundesregierung:
 1. Wie viele Mitglieder der GKV und der SPV haben ein beitragspflichtiges 

Einkommen oberhalb der Beitragsbemessungsgrenze, und wenn der GKV 
bzw. SPV hierzu keine Daten vorliegen, wie viele Mitglieder zahlen den 
Höchstsatz?

 2. Wie viele Mitglieder der GKV und der SPV haben ein beitragspflichtiges 
Einkommen oberhalb der Beitragsbemessungsgrenze der Rentenversiche-
rung, und wenn der GKV bzw. SPV hierzu keine Daten vorliegen, wie 
viele Mitglieder der Rentenversicherung haben ein beitragspflichtiges Ein-
kommen oberhalb der Beitragsbemessungsgrenze der Rentenversicherung 
und sind gesetzlich versichert?
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 3. Gibt es innerhalb der Bundesregierung die Vereinbarung, bezüglich Ände-
rungen an der Beitragsbemessungsgrenze keine Aktivitäten zu entfalten?

 4. Um wie viel würde nach den der Bundesregierung vorliegenden Daten der 
Beitragssatz sinken können, wenn alle Versicherten Beiträge auf beitrags-
pflichtiges Einkommen bis zum Niveau der Beitragsbemessungsgrenze der 
Rentenversicherung leisten würden?
Sind die in der Vorbemerkung der Fragesteller genannten 0,8 Beitragssatz-
punkte (Rothgang/Domhoff) und/oder die 15,7 Mrd. Euro (IW) plausibel 
(bitte begründen), und wie vielen Beitragssatzpunkten hätten die 15,7 Mrd. 
Euro im Jahr 2019 entsprochen?

 5. Um wie viel würde der Beitragssatz sinken können, wenn man für eine 
Verdopplung der Beitragsbemessungsgrenze die in der IW-Veröffent-
lichung genannten 20,9 Mrd. Euro für 2019 zugrunde legt?

 6. Um wieviel würde nach den der Bundesregierung vorliegenden Daten der 
Beitragssatz sinken können, wenn alle Versicherten Beiträge auf ihr ge-
samtes beitragspflichtiges Einkommen ohne eine Beschränkung durch die 
Beitragsbemessungsgrenze leisten würden, und sind die in der Vorbemer-
kung der Fragesteller genannten 1,5 Beitragssatzpunkte plausibel (bitte be-
gründen)?

 7. Sieht die Bundesregierung die verfassungsrechtliche Legalität der Ab-
schaffung der Beitragsbemessungsgrenze als ausgeschlossen, als möglich 
oder als gegeben an (bitte begründen)?

 8. Wenn die Bundesregierung die Abschaffung der Beitragsbemessungsgren-
ze für verfassungsrechtlich nicht klar zulässig erachtet, bis zu welcher 
Höhe wäre eine Erhöhung ihrer Auffassung nach klar zulässig, ab welcher 
Höhe klar unzulässig?

 9. Steht die Bundesregierung weiterhin zu ihrer Antwort auf die Schriftliche 
Frage 68 des Abgeordneten Harald Weinberg auf Bundestagsdrucksache 
17/1342, wonach der Gesetzgeber einen weiten Spielraum bei der Erhö-
hung der Beitragsbemessungsgrenze wie auch der Pflichtversicherungs-
grenze hat?

10. Sieht die Bundesregierung angesichts des Urteils des Bundesverfassungs-
gerichts vom 4. Februar 2004 (Aktenzeichen.: 1 BvR 1103/03) verfas-
sungsrechtliche Probleme bei einer Erhöhung der Beitragsbemessungs-
grenze und der Versicherungspflichtgrenze auf das Niveau der Rentenver-
sicherung (wenn ja, welche), und wäre diese Beurteilung eine andere, ab-
hängig davon, ob Bestandsversicherte der privaten Krankenvollversiche-
rung durch die Erhöhung versicherungspflichtig in der GKV würden (bitte 
begründen)?

11. Plant die Bundesregierung in dieser Wahlperiode noch eine regelmäßige 
Dynamisierung des Bundeszuschusses und/oder die Erhöhung der Beiträge 
von Arbeitslosengeld-II-Beziehenden, und wenn ja, wann, und wie?

12. Ist die Bundesregierung mit den Fragestellenden zusammen einer Mei-
nung, dass durch die Erhöhung oder die Abschaffung der Beitragsbemes-
sungsgrenze für die deutliche Mehrheit der Beschäftigungsverhältnisse die 
Lohnnebenkosten der Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber sinken könnten?

13. Steht der Bundesgesundheitsminister Dr. Karl Lauterbach selbst der Idee 
einer Anhebung der Beitragsbemessungsgrenze positiv gegenüber, ver-
zichtet aber aus übergeordneten politischen Erwägungen auf Initiativen in 
diese Richtung, oder hat der Verzicht auf solche Initiativen seinen Grund 
darin, dass er diese Idee selbst auch ablehnt (bitte begründen)?
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14. Wird die Möglichkeit der Erhöhung oder Abschaffung der Beitragsbemes-
sungsgrenze und/oder der Pflichtversicherungsgrenze im Rahmen der De-
batten um die zukünftige Finanzierung von GKV und SPV innerhalb der 
Bundesregierung erwogen, oder schließt die Bundesregierung eine Erhö-
hung in dieser Wahlperiode aus?

Berlin, den 16. Juni 2023

Amira Mohamed Ali, Dr. Dietmar Bartsch und Fraktion

Drucksache 20/7509 – 4 – Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode

Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co. KG, Buch- und Offsetdruckerei, Bessemerstraße 83–91, 12103 Berlin, www.heenemann-druck.de
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlag GmbH, Postfach 10 05 34, 50445 Köln, Telefon (02 21) 97 66 83 40, Fax (02 21) 97 66 83 44, www.betrifft-gesetze.de

ISSN 0722-8333


